
Der Freitag ist eine überregionale Wochenzeitung mit Sitz in Berlin. Die Zeitung wurde 1990 gegründet und 2008 
vom Verleger Jakob Augstein übernommen. Für sein innovatives Online-Konzept wurde freitag.de mehrfach aus-
gezeichnet, ebenso für seine moderne Gestaltung. Publizistisch ist der Freitag seit Jahren erfolgreich am Markt mit 
kontinuierlich steigenden Auflagen- und Klickzahlen. Vor kurzem hat der Freitag ein Paywall-Produkt eingeführt.  

Wir suchen ab sofort in Vollzeit eine/n

Full Stack Web Developer (d/w/m) 

Wir bieten Ihnen:
»  ein spannendes und dynamisches Arbeitsumfeld in einem kleinen multidisziplinären  

und motivierten Team im Herzen Berlins
»  flexible Arbeitszeiten und eine ausgeglichene Work-Life-Balance
Wir freuen uns auf Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen unter Angabe Ihres möglichen Eintrittstermins so-
wie Ihrer Gehaltsvorstellung per E-Mail an:
der Freitag Mediengesellschaft mbh & Co. KG
Gil Forcada | Hegelplatz 1 | 10117 Berlin | bewerbung@freitag.de | www.freitag.de

Ihr Profil:
»  Sie haben 2+ Jahre Berufserfahrung als Web/Full Stack Entwickler:in und verfügen über fundierte Erfahrungen 

mit Frontend-Technologien
»  Sie beherrschen JS/HTML/CSS, idealerweise auch Python, und haben Lust, neue Technologien kennenzulernen 

und sich weiterzuentwickeln
»  Sie kennen und schätzen die Arbeit in kleinen und mittleren Teams
»  Sie haben Erfahrung
 •  mit der Konvertierung von PDF-/Bild-/Figma-Designs in voll funktionales JS/HTML/CSS
 •   mit Web Tooling (webpack u.a.) um produktionsreife Assets umzusetzen
 •  mit Component Libraries (wie z.B. fractal.build)
 •  mit BEM CSS Methoden
 •  mit JS und Python-Werkzeugen (npm, webpack und pip, buildout)
 •  mit responsivem Design, Flexbox-Modellen und SCSS
»  Sie verfügen über sehr gute Englischkenntnisse 
Weitere Vorteile: 
 •  Sie sprechen fließend Deutsch
 •  Sie leben in Berlin oder wären bereit, hier zu leben
 •  Erfahrung mit Volto, Django und/oder Plone sind ein großes Plus
»   Sie haben Erfahrung
 •  mit Open Source-Projekten/Entwicklung
 •  mit agilen Methoden
 •  mit GitLab/GitHub

Die Website der Wochenzeitung der Freitag, freitag.de, ermöglicht Autor:innen und Community-Mitgliedern das 
Publizieren und die Diskussion von Artikeln. 
freitag.de wurde entwickelt auf Basis des Open Source CMS Plone (Python). Weitere Seiten wurden mit dem Open 
Source Framework Django (Python) gebaut, Tools für unser Online-Department werden mit Volto (React) ergänzt.
Unser Entwickler:innen-Team nutzt agile Methoden zur Organisation und Abstimmung. Wir legen großen Wert 
auf eine testgetriebene Entwicklung und eine kontinuierliche Integration mit GitLab, um die Qualität und  
Stabilität des Systems sicherzustellen, bevor es in den Produktionsstatus überführt wird. 
Wir freuen uns auf ein neues Development-Teammitglied, das seine Stärken einbringt und uns dabei unterstützt, 
freitag.de optimal weiterzuentwickeln. 
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Auf geht’s!  
Wie Menschen 
schon heute an 
einem besseren 
Morgen arbeiten  
S. 16/17

der Freitag  |  Nr. 39  |  25.  September 2014

fo
t

o
:  

d
a

v
id

 m
c

n
e

w
/g

e
t

t
y

 i
m

a
g

e
s ;

 i
l

lu
st

r
a

t
io

n
:  

h
e

i k
o

 w
in

d
i s

c
h

 

a n z e i g e

www.sharedichdrum.de

freitag
Format: 320x112 mm
DU: 15.09.14
ET: 25.09.14

Die kommenden 
Alternativen

Jakob Augstein■■

F rank Schirrmacher hat gesagt: „Ein Jahrzehnt enthemmter Fi-nanzmarktökonomie entpuppt sich als das erfolgreichste Resozi-alisierungsprogramm linker Ge-sellschaftskritik.“ Ja, man darf das Wort „Kapitalismus“ wieder gebrauchen, auch außerhalb linker Nischen. Immerhin, der Sache kann wieder ein Name gegeben wer-den. Plötzlich erinnern sich alle, dass schon Marx gelehrt hat, die Geschichte des Kapi-talismus sei die Geschichte seiner Krisen.Hätte sich jemand vor Jahren auf den Marktplatz gestellt und gerufen: So geht es nicht weiter mit dem Kapitalismus, dann wären die Leute kopfschüttelnd weiterge-gangen oder der Staatsschutz wäre gekom-men, je nachdem, wie laut das Rufen er-klungen wäre. Und heute, wer würde heute einem solchen Redner widersprechen?Aber der Widerspruch wird achselzu-ckend zur Kenntnis genommen und dann geht man zur Tagesordnung über – und die ist nach wie vor neoliberal.
Der Wirtschaftsteil, um den wir den Frei-tag zunächst alle vier Wochen erweitern, wird daran nichts ändern können. Aber wir können versuchen, eine Aufgabe wahrzu-nehmen, um die sich viele andere Zeitun-gen nicht kümmern: die Alternativen zu suchen. Das erste Dogma des Neoliberalis-mus – es gibt keine Alternative – ist eben nur das: ein Dogma, eine Ideologie. Aber eine sehr wirksame. Sie hebelt nicht nur das Denken aus, sondern auch die Praxis. Es ist grundlegende demokratische Praxis, in Alternativen zu denken. Der Neolibera-lismus gewöhnt uns diese Fähigkeit ab. Das ist gefährlich. Das System ist dabei, zur Lo-gik des permanenten Notstands zu wech-seln: wirtschaftliche Sicherheit wird gegen die Demokratie ebenso verteidigt wie inne-re Sicherheit. Gefahrenabwehr steht ganz oben. Bald schon wollen wir uns vielleicht die Demokratie nicht mehr leisten, so wie wir uns jetzt schon die Bürgerrechte immer weniger leisten wollen.

Die US-Politikwissenschaftlerin Wendy Brown hat geschrieben: „Die großen De-mokratien zeichnen sich heute weniger durch eine Überschneidung als vielmehr durch eine Verschmelzung von staatlicher und unternehmerischer Macht aus: Staatli-che Aufgaben von Schulen über Gefängnis-se bis hin zum Militär werden in großem 

Stil outgesourct; Investmentbanker und Konzernchefs fungieren als Minister und Staatssekretäre; auch wenn sie die entspre-chenden Fonds nicht selbst verwalten oder anlegen, sind Staaten doch Eigentümer un-vorstellbar großer Mengen an Finanzkapi-tal; und vor allem ist die Staatsmacht über ihre Steuer-, Umwelt-, Energie-, Arbeits-, Sozial-, Finanz- und Wirtschaftspolitik so-wie einen endlosen Strom direkter Unter-stützungen und Rettungsprogramme für sämtliche Bereiche des Kapitals ganz un-verhohlen in das Projekt der Kapitalakku-mulation eingespannt. Die breite Masse, der Demos, kann die meisten dieser Ent-wicklungen nicht verstehen oder nachvoll-ziehen, geschweige denn bekämpfen und ihnen andere Ziele gegenüberstellen.“Die Religionsphilosophie kennt den Be-griff der Theodizee: Gott ist gerecht, auch wenn die von ihm erschaffene Welt unge-recht ist. Der Kulturwissenschaftler Joseph Vogl hat darum den Begriff Oikodizee er-funden: Der Markt ist gerecht und reguliert sich selbst – ganz gleich, was wir an Krisen und Ungerechtigkeiten erleben.

Ist Revolution noch möglich?
Es ist keine neue Beobachtung, dass der Ka-pitalismus eine säkulare Religion ist. Wer die Macht des kapitalistischen Klerus in Frage stellt, die der Banken und Konzerne, verletzt ein Tabu und wird wie ein Sünder bestraft. Journalisten sollten solche Sünde nicht fürchten. Aber wenn der Ökonom Je-remy Rifkin sich mit den „kollaborativen Commons“ beschäftigt, den neuen Formen des Wirtschaftens, die den Kapitalismus, wie wir ihn kennen, überflüssig machen könnten, oder wenn der Philosoph Antonio Negri das Hohelied der „Multitude“ singt, der vernetzten Protest- und Revolutions-masse, die das kapitalistische Empire stür-zen kann – dann ist das in den meisten Zei-tungen entweder kein Thema oder eines für das Feuilleton. Immerhin.
Aber das ist zu wenig. Es gibt so viele Fra-gen: Warum ist die neoliberale Herrschaft so stabil? Warum gibt es so wenig Wider-stand? Warum verläuft er so schnell ins Leere? Ist eine Revolution noch möglich? Günter Gaus, der frühere Herausgeber des Freitag, hat in einem Gespräch mit Alexan-der Kluge gesagt: „Man sollte nicht denken, dass man gesellschaftliche Fragen für alle Zeiten beantworten kann.“ Das ist ein ein-facher und sehr kluger Gedanke.

Zukunft Kritik am Kapitalismus ist heute zwar kein Tabu mehr. Aber der Widerspruch dagegen wird oft nur achselzuckend  zur Kenntnis genommen. Es wird Zeit, dass sich das ändert

Wirtschaft

Neue Suchmaschine Europa kämpft gegen Googles Macht  S. 15Neue Lehre Hochschulgründer kapern den VWL-Mainstream  S. 19Neue Energie Claudia Kemfert kritisiert Sigmar Gabriel  S. 20
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Heiner Goebbels leitet zum  
letzten Mal die 
Ruhrtriennale. 
Nun ist sie 
gestartet  S. 14
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Lutz Herden■■

D er Vorgang ist dem kollektiven Gedächtnis ein wenig entglitten. Was war das für ein wildes Spek-takel vor 25 Jahren, als am 14. Juli 1989 Plebejer und Patrizier die Champs-Ély-sées herunter tanzten, um die 200. Wie-derkehr des Sturms auf die Bastille zu rühmen. Es begleiteten sie die erfri-schenden Klänge einer Carmagnole oder die dumpfen Trommeln, die im September 1792 das Revolutionsheer des Generals François Kellermann Tritt fassen und der Kanonade von Valmy entgegenziehen ließen. Mit Pomp und Pappmaschee erinner-te man sich jener großen Revolution, die den Bürger zum Citoyen erhob, wäh-rend der Edelmann seinen Hut nahm und sich glücklich schätzte, war ihm der Kopf darunter geblieben. Für diesen 14. Juli 1989 schien die Frage müßig, wie denn die Guillotine dem Werk der Revo-lution gedient hatte. Als der Kopf Lud-wigs XVI. fiel, musste man das als Zivili-sationsbruch beklagen, weil sich darin die Willkür einer Diktatur entlud, oder als Zivilisationsschub bejubeln, weil das historisch Überlebte gerichtet war? Re-volutionärer Terror galt jakobinischen Führern wie Robespierre als unverzicht-bar, um Restauration zu verhindern und der Revolution zu dienen. Sie hat-ten keine Angst, alle Schiffe hinter sich zu verbrennen, egal welche Hassorgie die internationale Reaktion gegen die „Königsmörder“ entfachte. In seinem Drama Dantos Tod lässt Ge-org Büchner Robespierre vor Pariser Bür-gern ausrufen: „Sie sagen, der Schrecken sei die Waffe einer despotischen Regie-rung, die unsrige gliche also dem Despo-tismus. Freilich! aber so, wie das Schwert in den Händen eines Freiheitshelden dem Säbel gleicht, womit der Satellit des Tyrannen bewaffnet ist.“ Wie sollte es auch anders sein? Geschichte hätte sich wie ein alter Gichtonkel durch die Zeiten geschleppt, wäre ihren veränderungswil-ligen Akteuren der Mut zu konsequenter Tatkraft abhanden gekommen. Das wuss-ten die Cromwells in England wie die Ja-kobiner, die Bolschewiki in Russland oder die Castro-Rebellen auf Kuba. Es gehört zum tragischen Deutschtum der halben Revolutionen von 1848 und 1918, dass sie die „Despotie der Freiheit“ scheuten. An-ders die Antifaschisten aus aller Welt, die es als Genugtuung empfanden, sich 1936 dem Faschismus in Spanien bewaffnet entgegenzuwerfen, weil es eine Gefahr für die Menschheit zu bannen galt Ein „gerechter Krieg“ sei das gewesen, hieß es einst in der DDR. Ebenso wie spä-ter Afrikas antikoloniale Befreiungs-kämpfe oder die Abwehr der US-Besat-zung in Vietnam. Um es mit Karl Marx zu sagen, materieller Gewalt kann nur be-gegnet werden mit materieller Gewalt. Manchmal sind Geschichte und Gewalt einander so nahe wie Feuer und Flamme. Wer heute als Linker glaubt, dies sei über-holt, täuscht sich. Wer sagt, ich bin ein Linker, weil ich das sage, der lügt. Zu ei-ner Gesellschaft, die Menschen in Würde leben lässt, sind die nicht zu überreden, die viel verlieren, wenn es diese Gesell-schaft gibt. Ihre Macht etwa. Absoluter Pazifismus oder die Friedfertigkeit von Domestizierten – sie degradieren Linke zu Fetischdienern des Status quo. Aber vielleicht wollen sie das heutzutage.

Michael Jäger■■

M it Gregor Gysis Stellung-nahme, es sei richtig, den Kurden Waffen zu liefern, ist eine neue Pazifismus-Debatte entbrannt. Sie ist notwendig, denn die Probleme, die der Pazifismus aufwirft, können kaum als ge-klärt gelten. Dennoch muss gefragt werden, ob so eine Stellungnahme nicht gefährlich ist. Sie macht ein Tor auf – wer wird es wie-der schließen können? Gefragt werden muss auch, ob Gysi, trotz seines Zurückru-derns vergangene Woche, nicht sogar recht haben könnte. Er rührt jedenfalls an den kritischsten Punkt: Es gibt Kriegshandlun-gen, denen mit Recht oder Unrecht gestei-gerte Bestialität, Barbarei, Völkermord, ja sogar Faschismus vorgeworfen werden kann; sie nicht zu stoppen, und sei’s militä-risch, scheint unverantwortlich zu sein.Das sind ja die Fälle, wo ein Heiner Geiß-ler auftritt – als Generalsekretär der CDU, der er 1983 war – und einen Satz sagt wie: „Der Pazifismus hat Auschwitz erst mög-lich gemacht.“ Nachdem Auschwitz gesche-hen ist, kommt man um die Frage, ob es einen Grad von Unmenschlichkeit gibt, der die militärische Intervention fordert, nicht mehr herum. Auschwitz selbst war einzig-artig. Es kann auch auf Völkermord nicht reduziert werden. Denn die Juden sind nicht irgendein Volk. Trotzdem stehen nun alle Fälle von Völkermord unter der Frage, ob nicht jedes Mittel recht sein muss, sie zu verhindern. Der Fall Ruanda zum Beispiel. Hätte nicht eine westliche Macht interve-nieren müssen? Im Fall der IS-Offensive werden ganze Religions- und Konfessions-gruppen verfolgt, einen Mann, den sie der Lüge bezichtigen, schlagen sie ans Kreuz und kündigen allen Frauen die Klitoris-Ver-stümmelung an. Wer überhaupt eine Gren-ze annimmt, hinter der interveniert wer-den muss, wird sie nicht nur in Ruanda überschritten sehen, sondern auch hier.Dass Gysis Stellungnahme gefährlich ist, lehrt ein Rückblick auf das Jahr 1995, als 

die Grünen über Srebrenica debattierten. Musste nicht nach der Einnahme des Ortes und dem anschließenden Mord an 8.000 Bosniaken, einem Fall von Völkermord nach dem späteren Urteil des Internatio-nalen Gerichtshofs, der bedingungslose Pazifismus aufgegeben werden, den sie bis dahin vertraten? 
Joschka Fischer, der die Frage aufwarf, war Pazifist. Noch 1992 hatte er sich gegen jegliche Militärintervention in Bosnien ge-wandt. Nach dem Massaker von Srebrenica sagt er jedoch, der „Faschismus“ der bosni-schen Serben ändere alles. Die Mehrheit der Grünen bleibt freilich noch dabei, In-terventionen ausnahmslos abzulehnen. Zu ihr gehört Ludger Vollmer, ein Anführer des linken Flügels. Er war bis 1994 Partei-chef gewesen. Auf einem Sonderparteitag im Oktober 1993 hatte immerhin auch er von der „neuen Barbarei“ der bosnischen Serben gesprochen. Ende 1995 will er sich Fischers Vorstoß trotzdem nicht anschlie-ßen. Wer definiert denn Faschismus, fragt er kritisch zurück. Ja, wer hatte denn Barba-rei definiert? Dass die Barbarei in Srebreni-ca einen neuen Höhepunkt erreicht hatte, ließ sich nicht leugnen. Vollmer selbst deu-tet mit seiner Frage an, dass es einen Stei-gerungsgrad von Barbarei gibt, bei dem interveniert werden muss.

Ruanda und Srebrenica
Was danach kommt, erinnert an das Sprich-wort, dass der Teufel die ganze Hand nimmt, wenn man ihm den kleinen Finger reicht. Denn wenige Jahre später führen so-wohl Joschka Fischer als auch Ludger Voll-mer den Kosovo-Krieg mit, in dem kein Völkermord zu verhindern war und der nicht einmal, wie die militärische Reaktion auf Srebrenica, von der UNO erlaubt wurde. Fischer, inzwischen Bundesaußenminister, will aber bei seiner Argumentation bleiben und behauptet einfach, im Kosovo würden Verbrechen wie in Auschwitz verübt. Und auch Vollmer, inzwischen Fischers Staats-minister im Auswärtigen Amt, schreibt noch im Jahr 2003: „Wer ethnische Säube-

rungen als Konsequenz aus der faschisti-schen Vergangenheit verhindern wollte, musste Ja sagen zu einem bedingten Mili-täreinsatz.“ Dabei war eine ethnische Säu-berung gar nicht vorgefallen, und natürlich war auch niemand vergast worden. Was konnte die Grünen aus der Bahn werfen? Zunächst: Die Befürwortung einer Intervention wegen Völkermordes hatte die Tür geöffnet zur wenig späteren Befür-wortung von Interventionen überhaupt. Dann aber auch: Sie war ihrerseits hervor-gegangen aus einem absolut bedingungs-losen Pazifismus. 
Ich frage mich nun, wo das Problem liegt. War es wirklich falsch, die militärische Reak-tion auf einen Völkermord zu billigen? Oder waren sie durch ihren vorausgegangenen bedingungslosen Pazifismus so indifferent geworden, dass sie in jedem Krieg den Völ-kermord sahen? Sodass sie sich schon gleich für alle Kriege geöffnet hatten, wenn sie nur ein einziges Mal einem Einsatz gegen Völ-kermord zustimmten? 

Dafür spricht manches. Man muss sich anschauen, wie Volmer schon 1995 argu-mentierte: Es sei doch ohnehin aus macht-politischen Gründen unmöglich, jeden Völ-kermord zu bekämpfen, sagt er. Zum Bei-spiel „in Prag 1968“ sei das nicht „vorstellbar“ gewesen. Die Niederschlagung des Prager Frühlings ist in Vollmers Augen Völkermord – er ist noch gar nicht Staatsminister, bringt aber schon alles durcheinander.

Die Versuchung des unbedingten Pazifis-mus liegt darin, dass er dazu neigt, ins bel-lizistische Gegenteil umzuschlagen, sobald er durch eine unerträgliche Barbarei aufge-weckt wird. Die militärische Intervention wird zunächst nur als Ausnahme begrüßt, aber aus der Ausnahme wird die Regel. Wäre da ein von vornherein bedingter Pa-zifismus nicht besser, der die Leidenschaft und Kälte aufbringt, Ausnahmen als solche klar zu erkennen und eben nicht falsch zu verallgemeinern? 

Syrien und Nordirak
Dass es wichtig ist, jeden Interventionsfall als Ausnahme zu behandeln, also aus der Besonderheit und Unverwechselbarkeit der Umstände zu begründen, wird durch die Ereignisse im Nordirak sehr deutlich. Sie sind einzigartig. So ist dies ein Krieg, den dieselben USA verschuldet haben, die ihn jetzt zu bereinigen oder vielleicht auch nur einzudämmen versuchen. Denn sie waren es, die den Irak durch ihren Krieg gegen Saddam Hussein destabilisierten. Später sahen sie zu, wie ihre Verbündeten Katar und Saudi-Arabien die IS in Syrien durch Waffenlieferungen aufbauten, wodurch erst einmal auch dieser Staat destabilisiert wurde. Von dort aus schwappte es dann in den Irak über. Man kann sagen, die USA ha-ben die Pforten der Hölle geöffnet, sonst hätte man so krasse „Verletzungen der Menschenrechte“ niemals zu Gesicht be-kommen – eine self-fulfillig prophecy der Menschenrechtsinterventionisten –, und suchen nun deren Geschöpfe zu stoppen. Sie tun es aber erst, seit ein Ölfeld bedroht ist, und denken gar nicht daran, die IS auch in Syrien anzugreifen. Dort sind sie faktisch mit ihr im Kampf gegen Assad verbündet.Das Besondere ist, die USA als Interventi-onsmacht sind selbst so weit verstrickt, dass man sie, egal was sie tun, nicht unter-stützen möchte. Sie haben es angerichtet, sie sollen es allein ausbaden, neigt man zu urteilen. Alle Besonderheit ändert aber 

Plädoyer Wer sich kategorisch aus Kriegen  heraushält, macht sich auch schuldig

Gegen 
den 
ewigen  
Kreislauf

Gewalt Will die Linke eine Gesellschaft revolutionieren, hilft Friedfertigkeit wenig

Ein bedingter 
Pazifismus aus Leidenschaft 
und Kälte  
müsste her

Fortsetzung auf Seite 14

Nichts zu 
verlieren

Fernsehen Werden in China auch kritische Serien gedreht?  S. 15Buch Ist Peter Sloterdijk wirklich ein reaktionärer Denker?  S. 16Festival Wie lange dauert der Film, der in Locarno gewann?  S. 19

Titelthema Soll man den Kurden Waffen liefern?  An dieser recht einfachen Frage hat sich eine komplizierte Debatte entzündet: Ist der bedingungslose Pazifismus  vieler deutscher Linker noch zu rechtfertigen?
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Hinterbänkler Martin Patzelt 

wollte die CDU modernisieren. 

Er ist gescheitert  Politik S. 6/7
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■■ Elsa Koester

Guten Morgen! Na, gut geschla-

fen? Ja, wir dachten, wir we-

cken Sie mal langsam auf. 

Hatten wir Ihnen ja verspro-

chen: Wenn es wieder etwas 

zu entscheiden gibt, holen wir Sie aus dem 

Bett. Öffnen Sie langsam die Augen, ganz 

langsam, über 20 Jahre Schlaf, da muss 

man sich erst mal wieder an die Welt ge-

wöhnen, was? Aber hier liegt sie nun vor 

uns: die Weggabelung. Schauen Sie: Wenn 

wir hier links abbiegen, was dann alles 

möglich wäre! Sehen Sie das, da hinten? 

Nein? Sie sehen es nicht? Na, werden Sie 

erst mal richtig wach. Wir verstehen das 

schon, nach 20 Jahren neoliberalem Alb-

traumschlaf kann man sich gar nicht mehr 

richtig vorstellen, dass auch mal was Schö-

nes dabei rauskommen kann, bei so einer 

neuen Regierung. Als Sie schlafen gingen, 

war ja auch gerade Rot-Grün, schon klar, 

das war nicht gerade ein Träumchen. Ver-

änderung, das hieß immer: Verschlechte-

rung. Veränderung, das hieß: Plötzlich wie-

der in den Krieg ziehen. Das hieß: Hartz IV, 

Sanktionen, Bedarfsgemeinschaft, das 

Ende der Solidarität, das hieß: ein Eis für’s 

Kind wird nicht einberechnet und die 

Waschmaschine darf nicht kaputtgehen. 

Veränderung, das hieß: Mehr arbeiten in 

derselben Arbeitszeit für weniger Lohn 

und davon höhere Mieten zahlen, das hieß: 

die kranke Mutter selbst pflegen, das hieß: 

Festarbeiterinnen gegen Leiharbeiter auf-

wiegeln, das hieß: Konkurrenz, Erpressung, 

würdeloses Arbeiten.

Nein, wir werfen Ihnen nicht vor, ins Bett 

gegangen zu sein – und dann 16 Jahre CDU-

Verwaltung, was für ein politischer Dauer-

tiefschlaf. Schlafende Politikerinnen sind 

echt kein schöner Anblick! Sie schnarchen, 

sie knurren, sie nuscheln über: Deregulie-

rung, Privatisierung, Wettbewerb, Flexibili-

sierung, Standort. Und während sie schla-

fen, übernimmt die Wirtschaft im Cockpit 

den Autopiloten – aus dem schlafwandeln-

de Journalistinnen weiter berichten: über 

lachende Armin Laschets, plagiierende An-

nalena Baerbocks, den drögen Olaf Scholz.

Nein, aufgewacht! Denn sehen Sie, da un-

ten, die Weggabelung? Wir müssen nun 

entscheiden: rechts oder links entlang. Der 

Autopilot ist ausgestellt. Es ist Zeit für Poli-

tik. Wachen Sie auf, es ist Zeit, zu träumen.

Wieso glauben Sie uns nicht? Aha, die Kli-

makatastrophe, die Kapitalinteressen, der 

Wachstumszwang, jaja, der späte Kohleaus-

stieg, schon verstanden, aber sagen Sie mal, 

wieso träumen Sie denn jetzt rechts ent-

lang? Ja, klar, wir sehen ihn auch, den Weg, 

er führt am Kohleausstieg 2038 entlang, 

vorbei am enorm steigenden CO2-Preis 

ohne sozialen Ausgleich, die Hartz-IV-

Chaussee weiter an der Deckelung von 

Sozial ausgaben und Unternehmenssteuern 

vorbei bis direkt in den Abgrund, da hinten 

den Schlund hinab ... Doch, wissen wir, dass 

viele ihn gehen wollen.

Von dicken grünen Radwegen

Aber träumen wir uns doch mal links ent-

lang. Da sehen Sie erst mal diesen riesigen 

Berg, stimmt’s? Ja, da müssen wir hoch, lei-

der, es führt kein Weg dran vorbei. Aber 

sehen Sie, was sich da hochschlängelt? Das 

sind echt gute Straßen, Schienen und 

Wege. Sie können es nicht glauben? Dass 

Sie mit der Bahn bis zu Ihrem Dorf kom-

men? Klar, sie kommen sogar noch weiter, 

dort, sehen Sie den Bus vor dem Eingang 

des Bahnhofs? Der fährt jede halbe Stunde 

hier ab und hält die ganze Landstraße ent-

lang nach Bedarf, ja, wirklich an jeder 

Milchkanne, wenn Sie aussteigen wollen, 

müssen Sie nur diesen Knopf hier drücken! 

Wieso nur jede halbe Stunde? Na, ein klein 

wenig Zeit braucht das Aufladen hier an 

der E-Säule schon noch. Doch, das geht! 

Reiben Sie sich den Schlaf aus den Augen, 

das geht, Infrastruktur kann man auch auf-

bauen! Seriously, kann man. 

Kommen Sie nach Berlin, sehen Sie diese 

breiten Radwege hier? Pop-up-Radwege in 

einer Pandemie, plötzlich konnten wir alle 

sicher fahren, die Autos weit weg, wir konn-

ten sogar trödeln, ohne dass sich die wüten-

den Radfahrer hinter uns stauten, die konn-

ten fix vorbei! Aber bloß nicht dran gewöh-

nen, haben wir uns auch gesagt, ist eh bald 

wieder weg. Konnten wir ja auch nicht glau-

ben, dass sich mal was verbessert! Aber: 

jetzt sind die Radwege dick rot und grün 

angemalt und sogar mit Pollern abgesi-

chert. Die bleiben! Es wurde tatsächlich 

vom Staat (!) Geld (!) ausgegeben, damit 

sich das Leben (!) für die Bevölkerung (!) 

verbessert! Ohne, dass die dafür etwas her-

geben musste. War ungewohnt, zugegeben.

Stellen Sie sich vor, das planen einige so-

gar auf Bundesebene! Zig Milliarden Euro 

Investitionen. Stellen Sie sich vor, dann ha-

ben Sie da auf Ihrem Dorf so schnelles In-

ternet, dass Sie Ihre Enkel auf dem Bild-

schirm sehen, ohne dass es wackelt. Stellen 

Sie sich vor: Ihre Mutter wird erst dann aus 

dem Krankenhaus entlassen, wenn sie 

schon selber laufen kann! Stellen Sie sich 

vor: die Pflegerin Ihres Großvaters hat so-

gar die Zeit, ihm nach dem Waschen noch 

die wunden Füße einzucremen – und die 

Partie Schach zu beenden, bei der er ges-

tern eingeschlafen ist (oder nur so tat, denn 

die kann er echt nicht mehr gewinnen).

Stellen Sie sich vor, Sie laufen durch die 

Stadt, die Sonne knallt, Hitzesommer, aber: 

das Thermometer steigt nicht mehr über 30 

Grad! Warum? Überall gibt es begrünte Dä-

cher in der Stadt, Bäume entlang der gro-

ßen Straßen und Plätze, Springbrunnen an 

jeder Ecke und ein Straßenbelag, der aus 

lauter kleinen Schwamm-Pflastersteinen 

besteht, die im Herbst das Wasser in kleine 

Bäche unter der Straße leiten und dafür sor-

gen, dass keine Fluten entstehen und das 

Wasserreservoir jetzt in der Dürre gut ge-

füllt ist. Doch, dafür gibt es Pläne und Pro-

gramme, wirklich!
Oder träumen Sie mal hier entlang: Stel-

len Sie sich vor, es kommt ein Brief vom 

Jobcenter, und ihr Magen: bleibt ganz ru-

hig! Weil Sie wissen, es kann nichts passie-

Einflüsterer Ein katholischer 

Soziologe steckt hinter der 

Strategie der Grünen  Politik S. 3

ren. Die über 600 Euro, die das Jobcenter 

Ihnen jeden Monat überweist, können Ih-

nen nicht mehr genommen werden, es gibt 

keine Sanktionen mehr. Sie wissen, die 

Wohnung, in der Sie wohnen, bleibt Ihre 

Wohnung, das Jobcenter zwingt Sie nicht 

zum Umzug. Sie wissen, der kleine Job in 

dem Laden um die Ecke, den können Sie ru-

hig machen: das Geld können Sie behalten, 

richtig, 12 Euro pro Stunde mindestens, Sie 

planen davon eine kleine Reise am Wochen-

ende, ja, richtig gehört: Reise, denn die Resi-

denzpflicht, die ist auch abgeschafft bei der 

Mindestsicherung.
Wovon wir das alles bezahlen sollen, als 

Gesellschaft? Echt mal, Sie träumen von Fi-

nanzplänen? Interessant. Also gut, auch da 

gibt es diesen Pfad hier links entlang, sehen 

Sie ihn? Erst kommt das kleine Tal durch die 

Erhöhung des Freibetrags bei der Einkom-

menssteuer, dann geht er den Hügel hoch, 

über die Vermögenssteuer von einem Pro-

zent, und dann weiter zur Erhöhung des 

Spitzensteuersatzes, bis da hinten, wo die 

Bundesanleihen Milliarden in die Kassen 

bringen, wegen der Negativzinsen. Wie? 

Was beim Weg rechts entlang kommt, nach 

diesem riesigen Tal der Steuersenkungen 

dort, der Investitionen ohne Steuererhö-

hungen oder Vermögenssteuer? Ganz ehr-

lich, das wissen wir auch nicht. 

Ah, jetzt sind Sie unsicher, ob Sie wirklich 

aufstehen sollten? Oder sich doch wieder 

hinlegen? Sie glauben nicht, dass es eine Par-

tei gibt, die wirklich willens und auch in der 

Lage ist, diesen Weg dort links entlangzuge-

hen? Sie haben Recht: Es wird nicht reichen, 

von hier oben mit dem Finger den Weg zu 

zeigen. Sie werden aufstehen müssen – und 

aus diesem Bett hier klettern. Sie werden ihn 

selbst gehen müssen, diesen Weg. Aber 

wenn wir erst mal alle unterwegs sind, dann 

wollen wir auch ankommen, soviel steht 

fest. Und dann werden wir mal sehen, ob 

sich noch jemand traut, stehen zu bleiben.

Lesen Sie mehr zur Wahl am 26. September auf 

den Seiten 2, 3, 6/7, 13, 14/15 sowie 16 
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